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INHALTSANGABE 
 
 

Die vorliegende Arbeit unterteilt sich im wesentlichen in zwei Kapitel: Nach einer kurzen 

Einführung werden einerseits die „Reisebegriffe“ des ESt-Rechts und andererseits die Reise-

kostenpauschalierungen behandelt. 

 

Unter dem Titel „Reisebegriff“ findet man zunächst die einkommenssteuerliche Relevanz von 

Reisen an sich, dh die Abgrenzung zwischen abzugsfähigen und nicht abzugsfähigen Reisen. 

Diese Abgrenzung ist deshalb so wichtig, da Reisen häufig den Privatbereich tangieren, so-

dass sich aus der Rechtsprechung bestimmte Anforderungen im Hinblick auf die steuerliche 

Absetzbarkeit von betrieblichen bzw beruflichen Reisen entwickelt haben. In weiteren Unter-

kapiteln werden die notwendigen Merkmale einer Reise im Hinblick auf die Anerkennung als 

Betriebsausgaben bzw Werbungskosten einerseits sowie der divergente Dienstreisebegriff 

anderseits dargestellt. Sodann folgt eine rechtspolitische und verfassungsrechtliche Betrach-

tung der unterschiedlichen Reisebegriffe. 

 

Im zweiten Kapitel werden die Reisekostenpauschalierungen, dh das Tagesgeld und das 

Nächtigungsgeld, erörtert. Nach einer umfassenden Darstellung der steuerlichen Vorschriften 

im Bereich der Reisekostenpauschalierungen wird im letzten Teil der Arbeit auf Sinn und 

Zweck sowie verfassungsrechtliche Zulässigkeit derartiger pauschalierender Regelungen ein-

gegangen. 
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I. Einleitung 
 

1. Thema der Diplomarbeit 

 

Thema der vorliegenden Arbeit sind zunächst und im überwiegenden Maße die Reisebegriffe 

im ESt-Recht. Hinsichtlich der Abzugsfähigkeit von Reisekosten als Betriebsausgaben bzw 

Werbungskosten enthalten § 4 Abs 5 und § 16 Abs 1 Z 9 EStG die entsprechenden Regelun-

gen. Beide Vorschriften enthalten nur den Terminus „Reise“, ohne jedoch eine nähere inhalt-

liche Ausgestaltung dieses Begriffes vorzunehmen. Dieses Faktum hat in der Praxis Unsi-

cherheiten ausgelöst und zu zahlreichen Judikaten geführt. Der Begriff der Reise wird heute 

weitgehend durch den VwGH vorgegeben. 

 

Auf der anderen Seite gibt es die sogenannten Dienstreisen iSd § 26 Z 4 EStG. In dieser Norm 

wird der nicht steuerbare Dienstreisekostenersatz des Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer 

geregelt. § 26 Z 4 EStG enthält ausdrücklich eine Legaldefinition der Dienstreise, die jedoch 

nach der Rechtsprechung des VwGH für Reisen im oben erwähnten Sinne nicht heranzuzie-

hen ist. Die sich daraus ergebenden Differenzierungen werden im einzelnen näher beleuchtet 

und auf ihre verfassungsrechtliche Zulässigkeit geprüft.  

 

Im zweiten Teil der Arbeit werden die Reisenkostenpauschalierungen im Hinblick auf Ver-

pflegung und Unterkunft dargestellt. Nach einer Veranschaulichung der gesetzlichen Vor-

schriften wird allgemein auf Sinn und Zweck sowie Grenzen derartiger pauschalierender Re-

gelungen einzugehen sein. Nicht behandelt wird in diesem Zusammenhang das Kilometergeld 

als pauschaler Fahrtkostenersatz. Fahrtkosten fallen zwar regelmäßig anläßlich einer Reise an, 

sind jedoch keine typischen Reisekosten in dem Sinne, als sie auch außerhalb einer Reise im 

allgemeinen steuerlich anerkannt werden.1 

 

2. Rechtsquellen 

 

Neben den gesetzlichen Vorschriften werden in den einzelnen Kapiteln auch immer wieder 

die Lohnsteuer- und Einkommensteuerrichtlinien wiedergegeben (LStR 20022, EStR 20003). 

                                                 
1 Schauer/Fritz, Voraussetzungen für die steuerliche Anerkennung von Reisespesen, SWK 1998, S 226 (S 226); 
Herzog, VwGH zu Reisekosten als Werbungskosten: Kein unmittelbarer Verweis auf Kilometergeldsätze, RdW 
1998, 770 (770); VwGH 8.10.1998, 97/15/0073, ÖStZB 1999, 311. 
2 BMF 19.11.2001, 07 2501/4-IV/7/01, AÖF 2001/255. 
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Diese stellen eine Zusammenfassung der Rechtsmeinung der Finanzverwaltung zum gelten-

den Einkommensteuerrecht dar und sind als Nachschlagewerk für die Verwaltungspraxis und 

betriebliche Praxis anzusehen. Es handelt sich um Erlässe des BMF, die im Amtsblatt der 

österreichischen Finanzverwaltung (AÖF) veröffentlicht werden. Mangels Kundmachung im 

BGBl werden sie jedoch im höchstgerichtlichen Verfahren nicht als beachtliche Rechtsquelle 

angesehen.4  

 

II.  Reisebegriffe 
 

1. Welche Reisen sind einkommensteuerrechtlich relevant? 

 

Die maßgeblichen gesetzlichen Grundlagen für die Anerkennung von Reisekosten finden sich 

in den §§ 4 Abs 5, § 16 Abs 1 Z 9 sowie § 26 Z 4 EStG. Nach § 4 Abs 5 EStG sind Mehrauf-

wendungen für Verpflegung und Unterkunft bei ausschließlich durch den Betrieb veranlaß-

ten Reisen Betriebsausgaben5. Zu den einzeln im Gesetz genannten Werbungskosten werden 

unter § 16 Abs 1 Z 9 EStG die Reisekosten bei ausschließlich beruflich veranlaßten Reisen 

gezählt.  

 

Die Grundregel lautet somit, daß Mehraufwendungen für Verpflegung und Unterkunft bei 

ausschließlich durch den Betrieb bzw Beruf veranlaßten Reisen zum Abzug zugelassen wer-

den6.  

 

Die Feststellung, wann eine Reise nun aber ausschließlich betrieblich oder beruflich veranlaßt 

ist, wird oftmals schwierig zu treffen sein, da betriebliche oder berufliche Tätigkeiten außer-

halb des eigentlichen Betriebsstandortes häufig im Spannungsverhältnis zur privaten Lebens-

sphäre stehen7. Es folgt daher eine kurze Darstellung der Abgrenzungsschwierigkeiten zwi-

schen den einkommensteuerrechtlich relevanten Reisekosten und den nichtabzugsfähigen 

Aufwendungen der Lebensführung des § 20 EStG. 

 

                                                                                                                                                         
3 BMF 8.11.2000, 06 0104/9-IV/6/00, AÖF 2000/232 (AÖF 2002/84). 
4 VwGH 22.2.2000, 99/14/0082, ÖStZB 2000/348 (384); Laudacher/Rumpl/Renner, SKW-Sonderheft Praxisleit-
faden EStR 2000 (2000) 9; Die neuen Lohnsteuerrichtlinien 2002, SWK 2002, T 1. 
5 Doralt/Ruppe, Grundriß des österreichischen Steuerrechts I7 (2000) 123. 
6 Schubert/Pokorny/Schuch/Quantschnigg, Einkommensteuer-Handbuch, Einkommensteuergesetz 1972 samt 
Kommentierung und Durchführungsverordnungen2 (1985) § 4 Rz 124. 
7 Wiesner, Die schwierige Abgrenzung betrieblicher und außerbetrieblicher Zahlungen, SWK 1991, A I 139 (154 
f).  
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Mit seinem § 20 grenzt das EStG die Sphäre der Einkommenserzielung von der steuerlich 

unbeachtlichen Sphäre der Einkommensverwendung ab8. An sich ergibt sich eine derartige 

Abgrenzung bereits aus der Betriebsausgabendefinition des § 4 Abs 4 sowie der Werbungs-

kostendefinition des § 16 Abs 1 EStG9. Betriebsausgaben sind demgemäß Aufwendungen 

oder Ausgaben, die durch den Betrieb veranlaßt sind. Eine Überprüfung nach Gesichtspunk-

ten der Notwendigkeit und Angemessenheit ist grundsätzlich nicht erforderlich10. Werbungs-

kosten sind jene Aufwendungen, die bei den außerbetrieblichen Einkunftsarten zur Ermittlung 

der steuerpflichtigen Einkünfte von den Einnahmen abzuziehen sind. Sie werden in § 16 EStG 

als Aufwendungen oder Ausgaben zur Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung von Einnahmen 

definiert11. Eine inhaltliche Unterscheidung zwischen Betriebsausgaben und Werbungskosten 

wird heute größtenteils abgelehnt12. Bei beiden gilt prinzipiell das Veranlassungsprinzip, so-

weit es jedoch im Einzelfall denkbar ist, daß Aufwendungen durch die Lebensführung veran-

laßt sind, hat die Abgrenzung zwischen beruflicher und privater Veranlassung nach der Not-

wendigkeit zu erfolgen13. Die Notwendigkeit bietet das verläßliche Indiz für eine betriebliche 

bzw berufliche Veranlassung14. Eine Regelung nach der Aufwendungen der Lebensführung 

ausschließlich bei jenen Steuerpflichtigen einkünftemindernd angesetzt werden können, bei 

denen die Möglichkeit einer Veranlassung durch die Einkünfteerzielung gegeben ist, würde 

gegen den Gleichheitssatz (Art 7 Abs 1 B-VG) verstoßen15. 

 

§ 20 EStG hat teilweise bloß deklarativen Charakter, geht jedoch in einigen Bereichen über 

die Grenzziehungen des § 4 Abs 4 sowie § 16 Abs 1 EStG hinaus16. In diesen Fällen schränkt 

§ 20 EStG die Abzugsfähigkeit von an sich abzugsfähigen Aufwendungen eindeutig ein und 

wirkt somit konstitutiv (beispielsweise in Z 2 lit b, lit d, lit e und Z 3)17. Nach Ansicht von 

Ruppe (zum entsprechenden § 12 dEStG) wird die Funktion dieser Vorschrift häufig unter-

schätzt, da sie als wichtige Interpretationshilfe zur näheren Bestimmung des objektiven Net-

                                                 
8 Reiner in Doralt (Hrsg), Kommentar zum EStG4 (1999), § 20 Rz 3. 
9 Quantschnigg/Schuch, Einkommensteuer-Handbuch, Einkommensteuergesetz 1988 samt Kommentierung und 
Durchführungsverordnungen (1993) § 20 Rz 5. 
10 Doralt/Ruppe, Grundriß I7, 117. 
11 Doralt/Ruppe, Grundriß I7, 190. 
12 Doralt/Ruppe, Grundriß I7,190; Reiner in Doralt, EStG4 § 16 Rz 4; Quantschnigg/Schuch, Einkommensteuer-
Handbuch § 16 Rz 5; Zorn in Hofstätter/Reichel (Hrsg) Die Einkommensteuer § 16 EStG allgemein Rz 2.  
13 Zorn in Hofstätter/Reichel, Einkommensteuer § 4 Abs 4 allgemein Rz 1; Sarnthein, Kausaler oder finaler 
Werbungskostenbegriff, ÖStZ 1996, 420; VwGH 29.5.1996, 93/13/0013, ÖStZB 1997, 87. 
14 A.B., „Notwendigkeit“ von Aufwendungen als Betriebsausgaben bzw Werbungskosten, SWK 1996, S 523. 
15 VwGH 29.5.1996, 93/13/0013, ÖStZB 1997, 87. 
16 Quantschnigg/Schuch, Einkommensteuer-Handbuch § 20 Rz 5. 
17 Reiner in Doralt, EStG4 § 20 Rz 3. 


